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„Konzern Stadt“ und Interessenvertretung. 
Herausbildung neuer Arbeitsbeziehungen im kommunalen 
Sektor** 
 
Der kommunale Sektor ist in rasantem Umbruch: organisatorische und rechtli-
che Ausgliederungen von Dienstleistungseinheiten prägen das Bild. Im Ergebnis ent-
steht eine konzernartige Struktur, in der mehr oder weniger selbständige Verwal-
tungs- und Wirtschaftsbetriebe unter dem Dach eines „Konzerns Stadt“ agieren. Die 
Position und Arbeit der betrieblichen Interessenvertretung ändert sich hierdurch in 
erheblichem Maße; etablierte Beteiligungsmuster und Akteursbeziehungen werden in 
Frage gestellt. Der Beitrag behandelt die organisatorischen Entwicklungen im kom-
munalen Sektor und stellt die rechtlichen Rahmenbedingungen der betrieblichen Mit-
bestimmung dar. Darauf aufbauend werden die Herausforderungen, mit denen die 
Arbeitnehmervertretungen konfrontiert sind, und die zu erwartenden Veränderungen 
der Arbeitsbeziehungen skizziert. 
 
‘Local government plc’ and employee representation.  
The construction of new employee relations in the local government sector 
Currently the German municipalities are undergoing a fundamental  
restructuring. As a result of organisational and legal changes, a decentralised struc-
ture is developing, like that of the company in the private sector, but consisting of 
public and private organisations at the same time. This development has  
enormous consequences for the status and the activities of the works councils. Their 
traditional forms of action and industrial relations are brought into question. The ar-
ticle describes the organisational developments in the local government sector  
and shows the legal basis of employee participation. Considering this, the upcoming 
challenges for the works councils and the anticipated changes in the industrial  





* Werner Killian M.A., geb. 1963, und Dipl.-Pol. Karsten Schneider, geb. 1971, sind Wissen-
schaftliche Mitarbeiter in der Forschungsgruppe Verwaltungsautomation an der Universität 
Gesamthochschule Kassel.  
Die Autoren danken Prof. Dr. Klaus Grimmer für anregende Diskussionen und Textergän-
zungen, ohne die der Artikel nicht entstanden wäre. 
** Artikel eingegangen: 29.5.1998, revidierte Fassung akzeptiert: 10.7.1998. 
Industrielle Beziehungen, 5. Jg., Heft 3, 1998  271 
 
 Einleitung 
Die Verwaltungen und Wirtschaftsbetriebe deutscher Kommunen weisen an der 
Jahrtausendwende eine deutlich andere Struktur auf als noch zu Beginn dieser Deka-
de: Veränderte Anforderungen an die Wirtschaftlichkeit und Qualität öffentlicher 
Dienste wie auch die Krise der öffentlichen Haushalte haben zu weitreichenden Re-
organisations- und Umbaumaßnahmen in kommunalen Unternehmen geführt. Aus-
gliederungen und Privatisierungen kommunaler Aufgaben aus der Kernverwaltung 
sowie Änderungen der Rechtsformen kommunaler Unternehmen stehen derzeit in fast 
allen Städten und Gemeinden auf der Tagesordnung. Der Begriff „Konzern Stadt“ be-
schreibt den Endpunkt dieser Entwicklung: Der kommunale Sektor als ein Verbund 
rechtlich unterschiedlich gestalteter Einheiten und als gemischtwirtschaftlicher Be-
trieb. 
Dies bleibt nicht ohne Wirkung für die Beschäftigten in den entstehenden Kon-
zernbetrieben. Die Arbeitsverhältnisse verändern sich zum Teil sehr drastisch. Neben 
einer generellen Leistungsverdichtung sind es insbesondere folgende Entwicklungen, 
von denen die Arbeitnehmer betroffen sind: Einzelne Beschäftigtengruppen verlieren 
ihre bisherige Tarifbindung an den öffentlichen Sektor, speziell bei Neueinstellungen 
können niedrigere Tarifeinstufungen vorgenommen werden, bestimmte Kündigungs-
schutzrechte des öffentlichen Sektors können in privatwirtschaftlichen Betrieben au-
ßer Kraft gesetzt werden und schließlich werden bestimmte Arbeitsbereiche (wie z.B. 
Reinigungsdienste) privatwirtschaftlicher Konkurrenz ausgesetzt, bei der die Einhal-
tung tariflicher und arbeitsschutzrechlicher Regelungen eher die Ausnahme ist. Stru-
turell betrachtet besteht die Gefahr, daß Ausgliederungen und formale Privatisierun-
gen zu einer Entsolidarisierung der Beschäftigten führen. Da sowohl neue Beschäftig-
te in ausgegliederten Einheiten unter verschlechterten Bedingungen (z.B. niedrigeren 
Tarifgruppen) eingestellt werden als auch im Rahmen von Ausgliederungen Mög-
lichkeiten zur individuellen Verbesserung der Position bestehen und genutzt werden, 
wird die Beschäftigtenstruktur immer differenzierter und fragmentierter. Die Heraus-
bildung von Gruppen mit unterschiedlichen erschwert eine einheitliche Interessenver-
tretung. 
Die Arbeit und Stellung der betrieblichen Interessenvertretungen und die etab-
lierten Strukturen der Arbeitsbeziehungen in den Kommunen stehen vor diesem Hin-
tergrund auf dem Prüfstand. So geht es z.B. für die örtlichen Arbeitnehmervertretun-
gen – seien sie nun personal- oder betriebsrätlich organisiert – darum, neben der „Ta-
gesarbeit“ das Verhältnis zur Arbeitgeberseite neu zu definieren und auszutarieren. 
Darüber hinaus müssen sie ihre internen Organisations- und Aufgabenstrukturen den 
veränderten Rahmenbedingungen anpassen und selbst versuchen, den Weg aufgabe-
bezogener und organisatorischer Veränderungen mitzugestalten; dies unter einer dop-
pelten Zielsetzung: die Lebens- und Entwicklungsfähigkeit kommunaler Einrichtun-
gen zu erhalten und die Mitwirkung der Personalvertretungen zu sichern. 
In diesem Beitrag wird die Rolle der betrieblichen Interessenvertretungen im 
Prozeß zum Konzern Stadt behandelt. Es geht darum, sowohl den mitbestimmungs-
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rechtlichen Handlungsspielraum als auch die Strategien und Positionen dieser Ak-
teursgruppe zu skizzieren. Ein weiterer Fokus wird auf die Rolle der Gewerkschaften 
des öffentlichen Dienstes – insbesondere die der ÖTV – gelegt. Diese werden in ihrer 
Zusammenarbeit mit den Personalvertretungen auf der lokalen Ebene und als eigen-
ständige politische Akteure im Prozeß der Umgestaltung des öffentlichen Sektors be-
handelt. Die Ergebnisse werden zu Thesen über die Neustrukturierung der Arbeitsbe-
ziehungen im „Konzern Stadt“ und die Folgen für den öffentlichen Dienst insgesamt 
verdichtet.1 
Im ersten Abschnitt werden unter dem Stichwort Ökonomisierung des kommu-
nalen Sektors die aktuellen Entwicklungen zum „Konzern Stadt“ dargestellt. Daran 
anschließend wird, quasi als Darstellung der Ausgangsbedingungen, auf den rechtli-
chen Rahmen der Interessenvertretung im kommunalen Bereich und die Struktur der 
betrieblichen Arbeitsbeziehungen eingegangen. Eine empirische Feldskizze zur Ein-
richtung der „Konzernarbeitnehmervertretung“ in der Stadt Wuppertal bietet einen 
Einblick in die Praxis der Arbeitnehmervertretung in dezentralisierten Verwaltungs- 
und Dienstleistungsbetrieben auf der kommunalen Ebene. Das Beispiel Wuppertal 
steht dabei nicht stellvertretend für deutsche Städte, sondern für Problemkonstellatio-
nen und Entwicklungstendenzen, die im abschließenden Kapitel hypothesenhaft skiz-
ziert werden. 
1. Ökonomisierung des kommunalen Sektors 
Die anhaltende Haushaltskrise und die wachsende Kritik an den Kosten des öf-
fentlichen Sektors haben ökonomische Kriterien und Handlungsweisen auch hier un-
übersehbar an Bedeutung gewinnen lassen. Dies betrifft gerade die Kommunen: Seit 
der Einführung des Länderfinanzausgleichs für die gesamte Bundesrepublik im Jahr 
1995 werden die Folgen der primär schuldenfinanzierten deutschen Einheit in ihrer 
Brisanz auch auf der lokalen Ebene immer deutlicher spürbar. Zudem steigen durch 
die Massenarbeitslosigkeit und die Verschiebung der entsprechenden Kosten die 
                                                          
1  Die Ausführungen basieren auf Arbeiten im Forschungsprojekt „Interessenvertretung im 
'Konzern Stadt' - Herausbildung neuer Arbeitsbeziehungen im Prozeß organisatorischer De-
zentralisierung“, das seit Anfang 1998 in der Forschungsgruppe Verwaltungsautomation an 
der Universität Gesamthochschule Kassel durchgeführt wird. Die Arbeiten werden von der 
DFG im Rahmen des Schwerpunktprogramms „Regulierung und Restrukturierung der Arbeit 
in den Spannungsfeldern von Globalisierung und Dezentralisierung“ gefördert. Die Projekt-
leitung wird von Prof. Dr. H. Brinckmann und Prof. Dr. K. Grimmer, den wissenschaftlichen 
Leitern der Forschungsgruppe Verwaltungsautomation, wahrgenommen. 
 Da sich die Projektarbeiten erst im Anfangsstadium befinden, kann noch nicht auf gesicherte 
systematische Ergebnisse empirischer Forschungsaktivitäten zurückgegriffen werden. Der Ar-
tikel basiert deshalb stärker auf theoretischen Überlegungen zu den Veränderungen der Ar-
beitsbeziehungen in deutschen Kommunen. Darüber hinaus fließen Erkenntnisse aus der Be-
gleitung von Umgestaltungsprozessen in deutschen Kommunen wie auch noch nicht systema-
tische erste empirische Erhebungen in einzelnen Städten und im gewerkschaftlichen Raum in 
die Ausführungen ein. 
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Ausgaben für das letzte Glied der sozialen Sicherungssysteme, die von den Kommu-
nen getragene Sozialhilfe. 
In dieser Situation werden nicht nur wesentliche Komponenten der Sozialen 
Marktwirtschaft in Frage gestellt, auch Forderungen nach privater Erbringung zuvor 
öffentlich erbrachter Leistungen sowie nach Effektivitäts- und Effizienzsteigerungen 
im öffentlichen Dienst werden laut. Die Bemühungen um eine verbesserte Wirtschaft-
lichkeit der Aufgabenerledigung und damit um eine nachhaltige Entlastung der kom-
munalen Haushalte sind durch zwei wesentliche Entwicklungslinien gekennzeichnet: 
 Innerhalb der herkömmlichen Ämterverwaltung (unmittelbare Kommunalver-
waltung) wird versucht, mit der Einführung des „Neuen Steuerungsmodells“ 
(vgl. KGSt 1993) durch binnenorganisatorische Strukturveränderungen eine so-
wohl effizientere als auch qualitativ verbesserte Leistungserbringung zu erzie-
len. Die Dezentralisierung von Verantwortung und Zuständigkeiten wird in die-
sem Zusammenhang genauso angestrebt wie die Steigerung politischer und ad-
ministrativer Steuerungsfähigkeit durch geeignete Instrumente (Produkt-
definitionen, Controlling, Kosten- und Leistungsrechnung usw.). Die interne 
„Verbetriebswirtschaftlichung“ der Verwaltung wird durch die Einführung neu-
er Arbeitsformen, einem neuen Verständnis von Personalentwicklung und mo-
dernem Personalmanagement, die Nutzung moderner Informations- und Kom-
munikationstechnik oder die Einrichtung bürgernaher Organisationseinheiten 
flankiert.2 
 Fast flächendeckend wird die interne Modernisierung der Verwaltung von Ver-
selbständigungen bzw. Rechtsformänderungen einzelner Organisationseinheiten 
sowie der Ausgliederung kommunaler Aufgaben oder Wirtschaftseinheiten aus 
dem öffentlichen in den privatwirtschaftlichen Bereich begleitet. Bei der ersten 
Variante verbleibt das Aufgabengebiet innerhalb des öffentlichen Bereichs (mit-
telbare Kommunalverwaltung). Auf diese Weise wird versucht, über eine Locke-
rung von bestehenden Restriktionen gesetzlicher oder tarifvertraglicher Art wirt-
schaftlicher handeln zu können. Die zweite Lösung verspricht im Falle einer 
Veräußerung zusätzliche Einnahmen für den Haushalt und trägt darüber hinaus 
marktliberalen Ordnungsvorstellungen Rechnung.3 
Zusammengenommen führen diese Maßnahmen zur Differenzierung des kom-
munalen Sektors und zu neuen organisatorischen Zusammenhängen. Am Ende der 
                                                          
2  An dieser Stelle auf die unterschiedlichen Konzepte und Spielarten der Verwaltungsmoderni-
sierung zu verweisen, würde zu weit gehen und vom Thema wegführen. Zur Information sei 
auf die Rezension aktueller Literatur zum Thema in diesem Heft und die dort aufgeführte er-
gänzende Literatur verwiesen. 
3  In beiden Fällen reden wir im folgenden von „kommunalen Unternehmen“. Bei der zweiten 
Form, der Privatisierung, sind damit jedoch nur die Unternehmen gemeint, die mehrheitlich 
im Besitz der Kommune verbleiben und von den politischen oder administrativen Entschei-
dungsträgern weiterhin gesteuert werden. Die klassische Aufgabenprivatisierung, wenn z.B. 
ein privates Unternehmen im Auftrag der Stadt die Müllentsorgung erledigt, ist mit dieser 
Begrifflichkeit nicht erfaßt. 
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Entwicklung steht das Bild vom „Konzern Stadt“, dessen Steuerung und Management 
sich an Vorbildern aus der Privatwirtschaft orientiert (vgl. Banner 1993; Krähmer 
1993; Zörner 1993). Aus Perspektive der Arbeitsbeziehungen haben die Gründungen 
kommunaler Unternehmen und der Übergang vormals öffentlicher Einrichtungen 
oder Aufgaben in die Privatwirtschaft oder gemischtwirtschaftliche Betriebe eine be-
sondere Brisanz.4 So können z.B. innerhalb des Konzerns unterschiedliche Vertre-
tungsregelungen (Personalvertretungsgesetz oder Betriebsverfassungsgesetz) zur 
Anwendung kommen, sich die tarifvertraglichen Regelungen für einzelne Beschäftig-
tengruppen oder die gewerkschaftliche Zuständigkeit ändern. 
 Bandbreite unternehmerischen Handelns in der Kommune 
Unter einem kommunalen Unternehmen wird im allgemeinen eine aus der un-
mittelbaren Kommunalverwaltung ausgegliederte, verselbständigte Organisationsein-
heit verstanden, die unter wirtschaftlicher Eigenregie einzelne bestimmte öffentliche 
Aufgaben erfüllt.5 Das Wesensmerkmal dieser Unternehmen besteht demnach in einer 
im Vergleich zur herkömmlichen Ämterverwaltung vergrößerten organisatorischen 
Selbständigkeit. Die Gründe, die für oder gegen die Bildung kommunaler Unterneh-
men sprechen, bedürfen der Abwägung im konkreten Einzelfall. Allerdings hat die 
Praxis der letzten Jahre gezeigt, daß die erwarteten Vorteile die Bedenken gegenüber 
dem Abschied von der Dienstleistungserbringung unter einheitlichem organisatori-
schen Verwaltungsdach offensichtlich überwiegen – ob dies zurecht geschieht, ist 
hier nicht Gegenstand der Betrachtung. 
Die denkbaren Organisationsformen kommunaler Unternehmen lassen sich im 
ersten Zugriff nach der gewählten Rechtsform unterscheiden. Während öffentlich-
rechtliche Organisationsformen ausschließlich Trägern öffentlicher Aufgaben offen-
stehen, gibt es eine solche Beschränkung bei privaten Rechtsformen nicht. Als weite-
re Differenzierungskriterien werden die Rechtsfähigkeit der Organisation sowie der 
Grad ihrer Verselbständigung gegenüber der administrativen Leitung durch die 
Kommunalverwaltung angeführt. Die Kommunen selbst sind selbständige Körper-
schaften des öffentlichen Rechts. Die Kommunalgesetze der einzelnen Bundesländer 
sehen unterschiedliche Organisationsmodelle für Städte und Gemeinden vor. Insge-
samt lassen sich folgende mögliche Organisationsformen für kommunale Unterneh-
men unterscheiden (vgl. Müller 1992: 92ff.; Cronauge 1995: 57f.): 
Organisationsformen des Öffentlichen Rechts 
 Eigenbetrieb 
                                                          
4  Bekanntlich stellt die Ausgliederung von Verwaltungsaufgaben oder Dienstleistungsbereichen 
in der deutschen Verwaltungsgeschichte kein neues Phänomen dar. Schon immer wurden öf-
fentliche Aufgaben in Organisationseinheiten mit unterschiedlichem Grad an Selbständigkeit 
und unterschiedlichen Rechtsformen erbracht (einen kurzen Überblick zu den verschiedenen 
„Ausgliederungswellen“ liefern Grimmer/Kneissler 1996: 79ff.). Die aktuelle Entwicklung 
stellt von der Quantität der Ausgliederung und der Varianz der Rechtsformen jedoch einen 
„verwaltungsorganisatorischen Quantensprung“ (Gerstlberger/Kneissler 1998: 193) dar. 
5 Vgl. zur Begriffsdefinition z.B. Cronauge 1995: 31. 
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 Rechtsfähige Anstalt 
 Rechtsfähige Stiftung 
Organisationsformen des Privatrechts  
 Gesellschaft des bürgerlichen Rechts (BGB-Gesellschaft) 
 Offene Handelsgesellschaft (OHG), Kommanditgesellschaft (KG) 
 Nicht rechtsfähiger Verein 
 Rechtsfähiger Verein 
 Genossenschaft 
 Rechtsfähige Stiftung privaten Rechts 
 Gesellschaft mit beschränkter Haftung (GmbH) 
 Aktiengesellschaft (AG) 
Als dritte Variante können Organisationsformen interkommunaler Zusammen-
arbeit unterschieden werden (dies sind z.B. Zweckverbände wie die Wasser- und Bo-
denverbände).  
Die „klassische“ und vorherrschende Organisationsform für kommunale Unter-
nehmen ist der Eigenbetrieb, eine „speziell auf die Bedürfnisse der Gemeinde zuge-
schnittene Rechtsform“ (Machura 1996: 540). Hierzu finden sich in den einzelnen 
Kommunalverfassungen und Eigenbetriebsgesetzen der Bundesländer nähere Be-
stimmungen.6 In Eigenbetrieben werden im allgemeinen solche Leistungen organi-
siert, die von ihrer Art her auch von einem Privaten erbracht werden könnten. Bei-
spiele für diese Art der wirtschaftlichen Betätigung sind Verkehrsbetriebe, Stadt- und 
Straßenreinigung oder Schwimmbäder. Eigenbetriebe sind gegenüber der Kommu-
nalverwaltung organisatorisch und finanzwirtschaftlich verselbständigt. Eigenbetrie-
be verfügen über eine eigene Werksleitung, besitzen aber keine eigene Rechtspersön-
lichkeit. Der Hauptverwaltungsbeamte (Oberbürgermeister) bleibt Dienstvorgesetz-
ter, während die Betriebsleitung die fachliche Leitung wahrnimmt. Über den Werk-
sausschuß und die vom Rat zu beschließende Betriebssatzung bleiben Eigenbetriebe 
zudem an den Rest der Verwaltung und die politischen Gremien angebunden. Die fi-
nanzwirtschaftliche Eigenständigkeit drückt sich in der verselbständigten Kassen- 
und Kreditwirtschaft, kaufmännischer Buchführung, eigener GuV-Rechnung sowie 
dem selbständigen, allerdings vom Rat zu beschließenden Wirtschaftsplan aus. Den 
Bindungen des kommunalen Haushaltsrechts ist der Eigenbetrieb somit entzogen, im 
Haushalt der Kommune erscheint lediglich der erwirtschaftete Gewinn oder der benö-
tigte Zuschußbedarf. 
                                                          
6  In fast allen Bundesländern gibt es Eigenbetriebsgesetze und/oder entsprechende Eigenbe-
triebsverordnungen. Basis für den Erlaß dieser rechtlichen Normen sind entsprechende Er-
mächtigungen in den Kommunalverfassungen. Das Eigenbetriebsrecht knüpft an Entwicklun-
gen der Vorkriegszeit an (so wurde z.B. schon im Jahre 1938 eine Eigenbetriebsverordnung 
für das gesamte Deutsche Reich erlassen; vgl. Schmid 1996: 2). Als besonders fortschrittlich 
gelten die Eigenbetriebsgesetze der Länder Baden-Württemberg und Sachsen, da sie den 
Kommunen eine individuelle Gestaltung der Verfassung und Verwaltung des Eigenbetriebs 
erlauben (vgl. ebd.: 3). 
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Bei der Wahl der Rechtsform ist neben den Vor- und Nachteilen der einzelnen 
Spielarten zu berücksichtigen, daß manche Kommunalverfassungen privatrechtliche 
Formen nur dann zulassen, wenn „der öffentliche Zweck des Unternehmens nicht 
ebensogut durch einen Eigenbetrieb erfüllt wird oder erfüllt werden kann.“ (so z.B. 
der Wortlaut in § 117 I Nr. 1 der GO Sachsen-Anhalt) 
Von den privatrechtlichen Organisationsformen haben GmbH und AG für die 
kommunale Praxis besondere Bedeutung erlangt. Im kulturellen Bereich wird zudem 
der Verein als häufige Rechtsform gewählt. Die Organisationsform der GmbH kommt 
– wenn die entsprechende Kommunalverfassung dies zuläßt – sowohl für wirtschaft-
liche als auch für nichtwirtschaftliche Einrichtungen in Betracht: „Sie hat bei den 
Städten, Gemeinden und Kreisen innerhalb der privatrechtlichen Organisationsfor-
men die weiteste Verbreitung erfahren, da das GmbH-Recht der Ausgestaltung des 
Gesellschaftsvertrages im Einzelfall breiten Spielraum läßt und damit weitestgehend 
Wünsche und Bedürfnisse des Gesellschafters Kommune Berücksichtigung finden 
können.“ (Cronauge 1995: 69) Die GmbH ist damit zugleich eine geeignete Organisa-
tionsform für gemeinschaftliche Unternehmungen von Verwaltung und Privatwirt-
schaft. Um den Einfluß der Kommune dauerhaft zu sichern, wird die zweigliedrige 
Gesellschaftsstruktur aus Geschäftsführer und Gesellschafterversammlung vielfach 
durch die Bestellung eines Aufsichtsrates ergänzt (vgl. Schefold/Neumann 1996: 
305). 
Auch die Organisationsform der AG kann für wirtschaftliche wie nichtwirt-
schaftliche Einrichtungen gewählt werden, kommt aber in der Regel nur für größere 
Einrichtungen in Betracht. Die gesetzlichen Regelungen zur AG sehen vor, daß der 
Vorstand das Unternehmen in eigener Verantwortung leitet. Er ist dabei im wesentli-
chen weisungsunabhängig. Die AG ist damit die Organisationsform mit dem höchs-
ten Verselbständigungsgrad gegenüber der Kommune. Entsprechend bedeutsam ist 
es, den öffentlichen Zweck des Unternehmens durch Festlegungen in der Gesell-
schaftssatzung zu präzisieren (vgl. Schefold/Neumann 1996: 306).  
Anders als bei der Gründung kommunaler Unternehmen geht es im Fall der 
Überführung kommunaler Einrichtungen oder Aufgaben in den privatwirtschaftlichen 
Bereich nicht nur um die Wahl bestimmter Rahmenbedingungen zur effizienten und 
qualitativ hochwertigen Leistungserbringung. Es geht vielmehr grundsätzlich um die 
Frage des „Make or Buy“ öffentlicher Dienstleistungen (vgl. Picot/Wolff 1994: 
76ff.), deren Beantwortung ganz wesentlich von politischen Präferenzen und Mehr-
heiten abhängig ist. Bei der Privatisierung wird zwischen einer materiellen und einer 
formellen Privatisierung unterschieden. Materielle Privatisierung meint, daß eine 
Aufgabe vollständig an eine private Einrichtung übertragen wird, die Kommune unter 
Umständen aber eine Gewährleistung für die Leistungserbringung erhält. Bei einer 
formellen Privatisierung bleibt die Leistungserstellung in öffentlicher Trägerschaft. 
Für die Aufgabenerledigung werden aber privatrechtliche Einrichtungen geschaffen. 
Im einzelnen können folgende Sachverhalte unterschieden werden: Erstens die 
Variante, „daß eine Kommune zwar noch für eine Aufgabe gesetzlich verantwortlich 
ist, diese aber an nicht erwerbswirtschaftliche Träger, d.h. soziale, genossenschaftli-
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che oder gemeinnützige Organisationen übergibt“ (Schiller-Dickhut 1994: 107). 
Zweitens werden Privatisierungen häufig im Bereich der freiwilligen, d.h. gesetzlich 
nicht zwingend vorgeschriebenen, Aufgaben vorgenommen. Eine dritte Spielart 
schließlich, die sogenannte „Verfahrensprivatisierung“ (vgl. Hoffmann-Riem 1996), 
beschreibt die längst zur Gewohnheit gewordene Praxis der Mitwirkung Dritter an 
Teilschritten eines Verwaltungsverfahrens (z.B. durch die Vergabe von Prüf- oder 
Planungsaufträgen an private Sachverständigen- oder Ingenieurbüros). 
Im kommunalen Bereich kommen für eine nur formelle Form der Privatisierung 
vor allem in Betracht (vgl. Schiller-Dickhut 1994: 107; Landerer/Röhrricht 1991: 22f.): 
 Ver- und Entsorgungsbetriebe,  
 Einrichtungen des Sozial- und Gesundheitswesens,  
 Kultur-, Sport- und Freizeiteinrichtungen, 
 und für eine materielle Privatisierung vor allem  
 planerische oder technische Dienstleistungen, 
 Einrichtungen zur Sicherung der Ernährung (Markthallen, Schlachthöfe usw.), 
 Hilfsdienste wie Gebäudereinigung, Kantinen, Wäschereien oder Druckereien, 
 zum Teil auch Ver- und Entsorgungsbetriebe. 
Während eine Privatisierung der Hilfsdienste selbst manchem Privatisierungs-
skeptiker als vergleichsweise einfach zu realisieren und überlegenswert erscheint, 
werden Privatisierungen im Feld der Daseinsvorsorge, der Verkehrsbetriebe, von 
Krankenhäusern und sozialen Diensten oder von Kultureinrichtungen wesentlich kon-
troverser diskutiert. Kritiker erwarten insbesondere bei kulturellen und sozialen 
Diensten einschneidende Verschlechterungen für die Bürger und für die Beschäftig-
ten (vgl. Bull 1995: 625ff.; Schiller-Dickhut 1992).   
Häufig leiden diese Diskussionen zur Privatisierung darunter, daß die Breite des 
verfügbaren Handlungsspektrums nicht genügend Beachtung findet. Neben dem voll-
ständigen Rückzug der Kommune kommen schließlich diverse Spielarten der Koope-
ration zwischen öffentlichen Einrichtungen und privaten Organisationen oder Unter-
nehmen in Betracht (public private partnership – vgl. Budäus/Eichhorn 1997; Pi-
cot/Wolff 1994: 80f.). 
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2. Mitbestimmung in den Kommunen und Interessenlagen der Arbeitnehmer-
vertretungen 
Öffentliche Verwaltungen waren in ihren Aufbau- und Ablaufstrukturen bis in 
die achtziger Jahre durch wenig Dynamik bestimmt. Dies blieb nicht ohne Auswir-
kungen auf die Arbeit der Personalräte und die Arbeitsbeziehungen in den Verwal-
tungsorganisationen. Die Arbeit der Interessenvertretungen war im wesentlichen ge-
prägt durch eine Orientierung an Einzelmaßnahmen der Verwaltung und durch eine 
Abwehr von jeder Form von Gefahren und Benachteiligungen für die Beschäftigten 
(vgl. Kaether 1995: 419f.). Die Einfluß- und Gestaltungsmöglichkeiten der überbe-
trieblichen und betrieblichen Interessenvertretungen war dementsprechend begrenzt. 
Zusammengenommen machte dies den öffentlichen Sektor zu einem wenig interes-
santen Feld für sozialwissenschaftliche Forschung. Verwaltungswissenschaftliche 
Veröffentlichungen sind daher insbesondere durch juristische Themen geprägt. Zu-
dem verhindern Unterschiede zwischen Privatwirtschaft und öffentlichem Dienst den 
Transfer der für die Privatwirtschaft vorliegenden Ergebnisse (vgl. Keller/Henne-
berger 1991: 221). 
2.1 Wandel der Mitbestimmung in den achtziger Jahren – Neue Herausforderun-
gen in den Neunzigern 
Die starren Arbeitsstrukturen der öffentlichen Verwaltung und mit ihnen auch 
die Arbeitsbeziehungen kamen in den achtziger Jahren in Bewegung. Eine wesentli-
che Ursache hierfür war die Einführung moderner Informations- und Kommunikati-
onstechnik (IuK-Technik) in den Verwaltungsorganisationen. Für das Feld der Ar-
beitsbeziehungen lassen sich für diesen Zeitraum drei wesentliche Entwicklungen 
skizzieren. Verbetrieblichung (1), Versachlichung und Ausbildung prozessualer Mit-
bestimmungsstrukturen (2) sowie die Entwicklung von Co-Management durch die 
betrieblichen Interessenvertretungen (3) sind die Schlagworte, die diese Entwicklun-
gen beschreiben.  
(1) Im öffentlichen Sektor fand eine Dezentralisierung innerhalb des Systems 
der Arbeitsbeziehungen statt (vgl. Keller/Henneberg 1991: 229ff.). Ähnlich den Ent-
wicklungen in der Privatwirtschaft (vgl. hierzu Müller-Jentsch 1991: 266ff.) hat sich 
durch die Einführung dezentraler Systeme der IuK-Technik die Aushandlung der 
Neugestaltung der Arbeitsbedingungen in zunehmendem Maße auf die betriebliche 
Ebene verlagert. Betriebsspezifische Regelungen, meist in Form von Dienstvereinba-
rungen, gewannen gegenüber allgemeinen, trarifvertraglichen Regelungen an Bedeu-
tung (vgl. Bielefeld-Hart 1994). Damit trat gleichzeitig eine weitere Verrechtlichung 
der betrieblichen Arbeitsbeziehungen ein. Über das Instrument der Dienstvereinba-
rung konnten betriebsspezifische Rahmenbedingungen stärker als bisher in verbindli-
che Regelungen einbezogen werden.7 
                                                          
7  Eine Wirkung dieser Regelungen auf betrieblicher Ebene ist die direkte Einbeziehung der Be-
lange der Beamten in die betrieblichen Aushandlungsprozesse. Eine gewisse Nivellierung der 
Statusgruppen (Beamte, Angestellte, Arbeiter) ist die Folge (vgl. Bartölke u.a. 1994). 
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(2) Mit der Technikeinführung wurde gleichzeitig die Komplexität und die Viel-
schichtigkeit des Verwaltungshandelns massiv vergrößert. Das machte die detaillierte 
Regelung aller Sachverhalte und Handlungen äußerst kompliziert. Der Übergang von 
einer Vielzahl einzelner inhaltlicher Regelungen zu Prozeßregulierungen war eine lo-
gische Folge der Komplexitätserhöhung. Informelle Arrangements zwischen Dienst-
stellenleitern und Personalratsvorsitzenden, die nach Kübler (1981) bis zu Beginn der 
achtziger Jahre die innerbehördlichen Auseinandersetzungen in Verwaltungsorganisa-
tionen deutlich geprägt haben, verloren hierdurch an Bedeutung. Unterstützt wurden 
diese Versachlichungstendenzen durch das verstärkte Hinzuziehen externer Berater. 
Auf seiten der Arbeitgeber ist hier insbesondere die Kommunale Gemeinschaftsstelle 
(KGSt) zu nennen, auf Personal- bzw. Betriebsratsseite kommt den Technologiebera-
tungsstellen des DGB (TBS) verstärkte Bedeutung zu.  
(3) Die Prozeßgestaltung erforderte die ständige Einbindung der Personalräte, 
um die Gestaltungen nicht durch Blockierung von Einzelmaßnahmen zu gefährden. 
Die Personalvertretungen wuchsen – ob gewollt oder ungewollt – immer stärker in 
die Rolle eines „Co-Managers“ hinein. Soweit sie dies politisch wollten oder ange-
sichts der Strategien der Verwaltungsspitze vermochten, konnten die Interessenver-
tretungen von einer nachsorgenden Folgenbewältigung zu einer präventiven Technik- 
und Arbeitsgestaltung übergehen und damit eigene Gestaltungskompetenz beweisen 
(vgl. Bielefeld-Hart 1994, Kißler u.a. 1994).  
Seit Beginn der neunziger Jahren sind die Entwicklungen der Arbeitsbeziehun-
gen im öffentlichen Sektor stark von der Haushaltskrise der öffentlichen Hand und 
der damit verbundenen Verwaltungsmodernisierung beeinflußt.8 Schnell haben fast 
alle Akteure auf betrieblicher und überbetrieblicher Ebene erkannt, daß die propagier-
ten Reformen im Sinne des „Neuen Steuerungsmodells“ nur gemeinsam mit den Be-
schäftigten und ihren Personalvertretungen realisierbar sind. Grad und Qualität der 
Beteiligung von Personalräten wurden faktisch vor Ort erhöht, ohne daß dies immer 
hinreichend rechtlich abgesichert war. Dieser Mangel war Anlaß für eine Reihe von 
Veränderungen landesrechtlicher Regelungen der Personalvertretungsarbeit (vgl. Bie-
ler 1993).  
Das Bundesverfassungsgericht hat Ende 1995 in seiner Entscheidung zum 
schleswig-holsteinischen Mitbestimmungsgesetz (MBG Schl.-H.), wie das Personal-
                                                          
8  Schon in den siebziger und achtziger Jahren gab es Versuche, eine Verwaltungsreform unter 
den Bedingungen budgetärer Zwänge in Gang zu setzen (vgl. Wollmann 1996: 16ff.). Neben 
Reformansätzen auf staatlicher Ebene, die mit Schlagworten wie Entbürokratisierung, Dere-
gulierung oder Privatisierung eher ordnungspolitische Ziele verfolgten (vgl. Seibel 1986), war 
auch damals schon die kommunale Ebene sehr aktiv. Von Seiten der Kommunalen Gemein-
schaftsstelle (KGSt) wurden Konzepte zur „Aufgabenkritik“ forciert, die letztlich zu Stellen-
abbau und einer - noch begrenzten - Privatisierungswelle führten. Die Arbeitsstrukturen wie 
auch die Arbeitsbeziehungen in den Verwaltungen und kommunalen Betrieben wurden hier-
von jedoch nur kaum oder überhaupt nicht beeinflußt. Die Chancen für eine umfassende Ver-
waltungsmodernisierung bestanden damals nicht; weitergehende Reformansätze kamen nicht 
über die Konzeptebene hinaus. 
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vertretungsgesetz in diesem Land heißt, für erweiterte Formen der Mitbestimmung 
klare Grenzen benannt (vgl. BVerfGE 83, 60). Das Gericht begründet die rechtliche 
Beschränkung der Beteiligung der Personalräte an wichtigen Entscheidungen aus 
dem Demokratieprinzip. Dieses begrenzt die Mitbestimmung im öffentlichen Dienst 
mehr, als die unternehmerische Dispositionsfreiheit die Mitbestimmung im privaten 
Sektor einschränkt (vgl. Blanke 1998: 67; Kisker 1992). 
Die Haushaltskrise beinhaltete aber auch eine Gefahr für eine stärkere Beteili-
gung der Interessenvertretungen. Ausgliederungen und Privatisierungen scheinen aus 
der Sicht der Vewaltungsspitzen und Parlamente nicht weniger Kommunen durch die 
Reduzierung von Kosten schnelle Entlastung für die Haushalte zu erbringen. Das 
führt im kommunalen Sektor zu gänzlich neuen Konstellationen. Zwar gab es auch 
früher schon Wirtschaftseinheiten in privatrechtlicher Form, für die das Betriebsver-
fassungsgesetz galt, doch stellten diese im kommunalen Sektor Ausnahmeerschei-
nungen dar. Gemischtwirtschaftliche Konzerne sind im Rahmen der rechtlichen Aus-
gestaltung von Arbeitsbeziehungen daher auch gar nicht vorgesehen. Während für die 
privatwirtschaftliche Betätigung in solchen Mischkonzernen das Betriebsverfas-
sungsgesetz einschlägig ist, gelten für die Aufgabenerledigung in öffentlich-
rechtlicher Form die Landespersonalvertretungsgesetze und das Bundespersonalver-
tretungsgesetz. Auf der Ebene eines „Konzerns Stadt“ bestehen somit keine rechtli-
chen Grundlagen, um eine zentrale Arbeitnehmervertretung zu bilden. 
Zwar bleibt es den einzelnen Interessenvertretungen in einem „Konzern Stadt“ 
unbenommen, Informationen auszutauschen. Weitergehende Rechte, selbst eine for-
melle Institutionalisierung des Informationsaustauschs in einem Ausschuß sind weder 
im Personalvertretungsgesetz noch im Betriebsverfassungesetz vorgesehen – hier be-
steht gesetzlicher Regelungsbedarf. 
In der juristischen Literatur werden – bezogen auf das geltende Recht – zwei 
Möglichkeiten einer Beteiligung diskutiert (vgl. Blanke 1998: 89; Dopatka 1996). 
Durch Dienstvereinbarungen oder Tarifverträge könnten „Konzernarbeitnehmer-
vertretungen“, die alle Beschäftigten des „Konzerns Stadt“ vertreten, obligatorisch 
oder fakultativ vorgesehen werden. Gerade die Gewerkschaft ÖTV war schon in der 
Vergangenheit mit der tarifvertraglichen Regelung von Arbeitsbeziehungen erfolg-
reich (vgl. Däubler 1998: 770f. [Rdnr. 1369]). Auch jetzt denkt man in der ÖTV eine 
Regelung auf dieser Ebene an, ohne daß allerdings schon weitergehende Konzepte 
vorliegen. Die Gestaltung der betrieblichen Arbeitsbeziehungen mit Dienstvereinba-
rungen ist von den Personalräten insbesondere seit der Einführung von IuK-Technik 
in den achtziger Jahren vielfach erprobt. Die Binnenreformen der neunziger Jahre un-
ter maßgeblicher Beteiligung der Personalvertretungen fußen in aller Regel auf sol-
chen innerbetrieblichen Vereinbarungen oder auf Kooperationsverträgen, in die ne-
ben der Dienststellenleitung und Personalvertretung auch die Gewerkschaften einge-
bunden sind (vgl. Mühge 1997; KGSt 1997: 32ff.). Die Wirkungen solcher Dienst-
vereinbarungen oder Tarifverträge sind jedoch bei Ausgliederungen begrenzt. Über 
ein generelles Informationsrecht hinaus können betriebsübergreifende Vertretungen 
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nicht mit Rechten versehen werden, die in die Rechte der Betriebs- bzw. Personalräte 
des „Konzerns Stadt“ eingreifen (vgl. Plander 1998: 48ff.).9  
Bei der Durchsetzung von Ausgliederungen und Privatisierungen besteht für die 
Gestaltungs- und Mitbestimmungskompetenz des Personalrats eine deutliche Grenze. 
Er hat keine Mitbestimmungskompetenzen bei der prinzipiellen Entscheidung, ob 
ausgelagert, ob privatisiert wird. Seine Mitbestimmungsrechte beschränken sich auf 
die Regelung der Arbeitsbedingungen, unter denen Ausgliederungen durchgeführt 
werden. Zu den Inhalten von Dienstvereinbarungen oder Überleitungsverträgen ge-
hört in diesem Zusammenhang regelmäßig ein sogenanntes Rückkehrrecht, das Be-
schäftigte in ausgegliederten Einheiten berechtigt, in die Kernverwaltung zurückzu-
kehren. Auch beinhalten diese Vereinbarungen andere Formen der sozialen Absiche-
rungen von Beschäftigten, die z.B. die Gültigkeit von Tarifverträgen des öffentlichen 
Dienstes auch für privatrechtlich organisierte Einheiten betreffen. Die Möglichkeiten 
der Mitgestaltung der Interessenvertretungen sind also gerade in bezug auf Ausglie-
derungen stark eingeschränkt. Soll eine erfolgreiche Beteiligung der Interessenvertre-
tungen nicht abhängig vom Entgegenkommen der Arbeitgeberseite sein, ist hier – 
auch im Interesse der Verwaltung – eine gesetzliche Regelung erforderlich, die es 
möglich macht, auch Rechte der einzelbetrieblichen Interessenvertretungen auf eine 
„Konzernarbeitnehmervertretung“ zu übertragen. 
2.2 „Konzern Stadt“: Interessenlagen der Arbeitnehmervertretung 
Nicht nur wegen der Schwierigkeiten, eine einheitliche und gestaltende Interes-
senvertretung in bezug auf einen „Konzern Stadt“ aufrecht zu erhalten, besteht seitens 
der Personalvertretungen wenig Interesse an Ausgliederungen und Privatisierungen. 
Das gesamte etablierte Beziehungs- und Machtgefüge zwischen Arbeitgeber- und Ar-
beitnehmerseite gerät durch die organisatorische und rechtliche Fragmentierung einer 
Kommune potentiell ins Wanken: So können z.B. Personal- oder Betriebsräte in klei-
neren Einheiten unter Umständen eher unter Druck gesetzt werden, den öffentlichen 
Arbeitgebern entgegenzukommen, ohne dafür im Gegenzug ihrerseits Zugeständnisse 
zu erhalten. Auch bestehen in kleinen Einheiten keine Möglichkeiten, Betriebsräte 
freizustellen. Generell besteht ohne eine mit Rechten ausgestattete zentrale Interes-
senvertretung die Gefahr, daß die einzelnen Personal- und Betriebsräte gegeneinander 
ausgespielt werden und daß sich Betriebsegoismen auf die betrieblichen Interessen-
vertretungen übertragen und dabei die Belange der Beschäftigten im „Konzern Stadt“ 
insgesamt wie auch der Gemeinwohlauftrag des öffentlichen Sektors aus den Augen 
verloren gehen.  
                                                          
9  Dieser Sachverhalt erhält durch die unterschiedliche Ausgestaltung der Vertretungsrechte von 
Personal- und Betriebsräten eine besondere Brisanz für die Vertretung der Arbeitnehmerinte-
ressen im gemischtwirtschaftlichen „Konzern Stadt“. In einem von Kossens (1996) vorge-
nommenen Vergleich der Regelungen zur betrieblichen Interessensvertretung nach dem 
BPersVG und dem BetrVG weist der Autor insbesondere auf das deutlich schwächer ausge-
prägte Initiativrecht der betrieblichen Interessenvertretung im öffentlichen Sektor hin. 
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Aber nicht nur die Machtposition der Interessenvertretung und die in langen Jah-
ren erworbenen Kompetenzen in bezug auf eine Prozeßgestaltung sind durch Aus-
gliederungen und Privatisierungen gefährdet. Da die öffentlichen Arbeitgeber unter 
erheblichem Kostendruck stehen, haben sie ein Interesse, mit Rechtsformänderungen 
(oder Privatisierungen) auch vor den vergleichsweise hohen Tarifen des öffentlichen 
Sektors zu „fliehen“. Die Personalvertretungen wollen hier im Interesse der Beschäf-
tigten eine Geltung der Tarifverträge – soweit sie den Prozeß der Konzernbildung nicht 
aufhalten können – zumindest in den Überleitungsverträgen sichern. Weiterhin ist das 
Instrument des Rückkehrrechts, wie es häufig in Überleitungsverträgen festgelegt wird, 
geeignet, die Verwaltungsführung unter Druck zu setzen und auf diesem Wege einheit-
liche Arbeitsbedingungen in öffentlich-rechtlich und privatrechtlich gestalteten Einhei-
ten zu schaffen oder diese zumindest anzugleichen. 
Personalvertretungen haben deshalb in der Regel bei Ausgliederungen, insbe-
sondere in privatrechtliche Formen, ein erhebliches Interesse, einen regelmäßigen In-
formationsaustausch institutionell zu sichern. Da einer zentralen, betriebsübergrei-
fenden Interessenvertretungsebene aber durch Dienst- oder Betriebsvereinbarungen 
keine Rechte von Betriebs- bzw. Personalräten der Teileinheiten übertragen werden 
können, bleibt eine zentrale Arbeitnehmervertretung schwach und von dem guten 
Willen aller Beteiligten abhängig. 
Fraglich ist, wieweit von seiten der öffentlichen Arbeitgeber überhaupt ein Inte-
resse an einer einheitlichen Arbeitnehmervertretung besteht. Die Arbeitgeber haben 
ein primäres Interesse, Kosten zu senken und die Möglichkeit zur Steuerung der Teil-
einheiten nicht zu verlieren. „Konzernarbeitnehmervertretungen“ können aus Sicht 
der Arbeitgeber die Vorhersehbarkeit des intereressenvertreterlichen Handelns ge-
währleisten und eine kooperative Einbindung der Teileinheiten fördern. Beides wird 
aber nicht von jedem Arbeitgeber gewollt. Manche sind wider alle Erfahrungen der 
letzten Jahre10 an einer Schwächung der Position der Betriebs- und Personalvertre-
tungen interessiert. 
Personalräte befinden sich also in einem Strategie- und Handlungsdilemma. Die 
traditionelle und rechtlich festgelegte Aufgabe der Abwehr von Gefahren für die Be-
schäftigten und die darüber hinausgehende Rolle als Co-Management, die den be-
trieblichen Interessenvertretungen auch im öffentlichen Dienst im zunehmenden Ma-
ße zufiel, stehen in keinem konfliktfreien Verhältnis: Orientieren sich die Beschäftig-
tenvertreter an den traditionellen Aufgabengebieten und Handlungsformen, verspie-
len sie möglicherweise die Chance, als eigenständiger Akteur im Prozeß der Umges-
taltung beteiligt zu sein. Nehmen sie in einer Art Co-Management aktiv und innova-
tiv am Umbauprozeß teil, laufen sie immer Gefahr, ihre Schutzfunktion zu vernach-
                                                          
10  Nicht nur für den Bereich der Privatwirtschaft wird die Mitbestimmung längst als wertvoll 
angesehen (vgl. Kotthoff 1994, 1995). Der Nutzen der mitbestimmungsrechtlichen Ausgestal-
tung in der Bundesrepublik wird auch in bezug auf den öffentlichen Dienst zunehmend aner-
kannt. Das zeigt sich z.B. in der Kooperation der Gewerkschaft ÖTV und der Bertelsmann 
Stiftung (vgl. Naschold/Pröhl 1994, 1995). 
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lässigen und von der Belegschaft nicht mehr als ihre Interessenvertretung wahrge-
nommen zu werden. 
Das Handlungsdilemma wird durch die Differenzierung der Beschäftigungsver-
hältnisse weiter verstärkt. Die Personalvertretungen stehen vor der Frage, welche 
Gruppen sie zu vertreten haben, da es bei Ausgliederungen und Privatisierungen nicht 
nur „Verlierer“ sondern auch „Gewinner“ innerhalb ihrer Klientel gibt.11 Die von den 
Interessenvertretungen zu bewältigende Fragmentierung der Beschäftigteninteressen 
läßt unter Umständen auch alte – bereits überholte – Statusgruppenunterschiede er-
neut aufbrechen. So sind z.B. die Beamtenschaft und Teile der Angestellten von Pri-
vatisierungsmaßnahmen oder den Änderungen der Rechtsform kommunaler Unter-
nehmen kaum betroffen.12 
2.3 „Konzern Stadt“: Interessenlagen der Gewerkschaften 
Es ist davon auszugehen, daß die Gewerkschaften, ähnlich wie die Personalräte, 
ein Interesse daran haben, möglichst viele Beschäftigte im öffentlichen Dienst zu hal-
ten. Gerade die massive Reduzierung von Beschäftigung im öffentlichen Dienst13 er-
zeugt hier auch angesichts der virulenten Massenarbeitslosigkeit gewerkschaftlichen 
Handlungsdruck. Von Seiten der Gewerkschaften besteht aber nicht nur ein grund-
sätzliches Interesse daran, Menschen in Beschäftigung zu halten. Ihre eigene Ver-
handlungsposition gegenüber den Arbeitgebern hängt auch von der Zahl der von ih-
nen Vertretenen und deren Interessenhomogenität ab. So hat sich z.B. die Gewerk-
schaft ÖTV auf ihrem 13. Gewerkschaftstag, der 1996 in Stuttgart stattfand, deutlich 
gegen eine Politik der Deregulierung und Privatisierung gewandt (vgl. ÖTV 1997: 
132f.). 
Deshalb ist anzunehmen, daß die Gewerkschaften des öffentlichen Dienstes die 
Positionen der betrieblichen Interessenvertretungen gegen Ausgliederungsvorhaben 
inhaltlich und politisch unterstützen. Für die örtlichen Gewerkschaftsvertreter gilt es 
insbesondere darauf zu achten, daß das Tarifniveau im kommunalen Sektor durch 
Rechtsformänderungen und Privatisierungen nicht weiter sinkt. Durch ihre Unterstüt-
zung der betrieblichen Interessenvertretungen können sie Einfluß auf die Gestaltung 
von Überleitungsverträgen nehmen und so die Einstufungen der Beschäftigten und 
die Tarifbindung der ausgegliederten Betriebe mit absichern.  
                                                          
11  In einer aktuellen Studie zum Thema Personalratsarbeit in der Verwaltungsmodernisierung 
greifen Greifenstein/Kißler (1998) das Vertretungsdilemma zwischen Modernisierungsge-
winnern und -verlierern auf. 
12  Dieser Aspekt spiegelt lediglich die derzeitige Ausgliederungs- und Privatisierungspraxis wi-
der, von der die Gruppe der Arbeiter besonders betroffen ist. Aktuelle Beispiele aus der Pri-
vatwirtschaft zeigen jedoch, daß im Rahmen von facility mamagement auch bislang eher sa-
krosant gehaltene Teile der Kernverwaltung (z.B. Personalverwaltung oder Teile der Organi-
sationsämter) grundsätzlich ausgliederungsfähig sind. 
13  Derzeit werden jährlich ca. 100.000 Stellen im öffentlichen Dienst abgebaut (vgl. Bartsch 
1998: 341). 
284   Killian, Schneider: „Konzern Stadt“ und Interessenvertretung 
 
Aber auch darüber hinaus – wenn Ausgliederungen erst einmal vollzogen wur-
den – werden die Gewerkschaften aktiv bleiben. Der Einfluß der Gewerkschaften auf 
der lokalen Ebene steht in engem Zusammenhang mit der Art und Weise, wie die ört-
lichen Personalvertretungen bei der Bewältigung ihrer Probleme unterstützt werden. 
In Frage kommen dabei aber auch tarifvertragliche Regelungen zur fakultativen Ein-
führung von „Konzernarbeitnehmervertretungen“. Ein deutliches Beispiel für eine 
stärker an den Interessen vor Ort orientierten Vertretungspolitik liefert die Gewerk-
schaft ÖTV. Diese hat in der zweiten Phase ihrer Initiative „Zukunft durch öffentli-
che Dienste – (ZöD)“ wesentliche Arbeitsschwerpunkte auf den Erfahrungsaustausch 
und die Vernetzung auf Ebene der betrieblichen Interessenvertretung und auf die Ein-
richtung neuer Kooperationsbeziehungen zwischen ihrer Hauptverwaltung und den Be-
zirks- und Kreiseinrichtungen gelegt (vgl. Greifenstein/Kißler 1998: 15). 
Erhalten die betrieblichen Interessenvertretungen keine adäquate Hilfe durch die 
Gewerkschaften, droht diesen ein Funktionsverlust und eine weitere Verbetriebli-
chung der Arbeitsbeziehungen im kommunalen Sektor und damit im öffentlichen 
Dienst insgesamt. Ohne eine aktive, auf die Unterstützung der Umbaumaßnahmen ge-
richtete Politik nimmt der gewerkschaftliche Einfluß auf die Umgestaltung des kom-
munalen Sektors ab. Alle Gewerkschaften sind deshalb auf vielfältige Weise bemüht, 
den Modernisierungsprozeß und die Verwaltungsreformen mitzugestalten.14  
3. Auf dem Weg zu einer neuen Mitbestimmungsebene? – Der Fall Wuppertal 
Als erste Großstadt in Deutschland hat die bergische Stadt Wuppertal eine Inte-
ressenvertretung auf der Konzernbetriebsebene eingerichtet. Für Vertretung der Ar-
beitnehmerinteressen wurde durch die vertragliche Vereinbarung zur Einführung ei-
ner Konzernarbeitnehmervertretung im Dezember 1997 ein neues Zeitalter eingeläu-
tet: Die Stadtverwaltung und die zur Stadt gehörenden Betriebe haben sich mit den 
Personal- und Betriebsräten darauf verständigt, in Fragen, „die die Konzernbeschäf-
tigten gemeinsam betreffen und von denen die Konzernarbeitnehmervertretung meint, 
daß sie konzerneinheitlich geregelt sein sollten“ (§ 4 Abs. 1 der Vereinbarung), die 
gesetzlichen Mitbestimmungsrechte der Interessenvertretung durch eine freiwillige 
und rechtsunverbindliche Beratungs- und Klärungsrunde auf Konzernebene zu ergän-
zen.  
In Wuppertal wurde damit „mitbestimmungspolitisches Neuland“ (Trümner 
1998) betreten. Für alle im „Konzern Stadt Wuppertal“ zusammengeschlossenen Un-
ternehmen wurde – jenseits der rechtlichen Regelungen – eine konzernbezogene Rep-
räsentationsebene der Beschäftigten geschaffen. Das bestehende mitbestimmungs-
rechtliche Vakuum in öffentlich-rechtlichen Mischkonzernen wurde so auf pragmati-
                                                          
14  So hat z.B. die Gewerkschaft ÖTV seit Ende der 80er Jahre im Rahmen der ZöD-Initiative ih-
re Bereitschaft und Kompetenz zur Mitgestaltung von Veränderungsprozessen im öffentlichen 
Sektor nachgewiesen. Eine Reihe von lokalen Projekten wurden von ihr unterstützt und zahl-
reiche wissenschaftliche Analysen initiiert (vgl. Simon 1996; Mai 1997). Auch die anderen 
Gewerkschaften des öffentlichen Dienstes blieben nicht untätig und haben Gestaltungsvor-
schläge vorgelegt (vgl. z.B. DBB 1996; KOMBA-Gewerkschaft o.J.). 
Industrielle Beziehungen, 5. Jg., Heft 3, 1998  285 
 
sche Weise gefüllt, ohne daß eine Rechtsbindung für das Handeln in den einzelnen 
Konzernteilen die Folge wäre.15 Die Vereinbarung stellt insoweit eher eine gemein-
same politische Absichtserklärung beider Seiten dar.16 
Im einzelnen regelt die Vereinbarung17, daß die Konzernarbeitnehmervertretung 
neben der Beratungs- und Klärungsfunktion Dienst- und Betriebsvereinbarungen 
vorbereiten und Vertreter in den Konzernausschuß der Stadt Wuppertal entsenden 
kann. Des weiteren hat der Oberbürgermeister die Konzernarbeitnehmervertretung 
über die wirtschaftliche Entwicklung des Gesamtkonzerns, Veränderungen der Betei-
ligungsverhältnisse und Entwicklungen einzelner Geschäftsfelder zu informieren. 
Ziel der gesamten Vereinbarung ist, „möglichst Entscheidungen [für die einzelnen 
Betriebe] vorzubereiten, die dem Interesse des Gesamtkonzerns und dessen Beschäf-
tigung dienen.“ (§ 4 Abs. 5) Frühzeitige Konsensfindung und die Verhinderung von 
Konflikten sind die wesentlichen Ziele, die in der Vereinbarung implizit zum Aus-
druck kommen. 
 Verwaltungsmodernisierung in Wuppertal 
Um den Fragen nachzugehen, warum diese Vereinbarung abgeschlossen wurde 
und warum dies gerade in Wuppertal geschah, ist es zunächst sinnvoll, auf die Mo-
dernisierungsprozesse in der Stadtverwaltung einzugehen: In der Literatur zur Ver-
waltungsmodernisierung ist die Stadt Wuppertal immer wieder ein prominentes Bei-
spiel. Mit einer Mischung aus top down- und bottom up-Elementen (vgl. Kißler u.a. 
1997: 178) durchläuft die Stadtverwaltung seit 1994 einen umfassenden Reenginee-
ringprozeß, in dem auch die Verbindung von politischem und administrativem Be-
reich neu strukturiert wird. Vollkommen neuartige Organisationsstrukturen von Ver-
waltung und Rat, deutliche Hierarchieabflachungen, Veränderungen der Arbeitspro-
                                                          
15 Zu den prinzipiellen rechtlichen Problemen in gemischt privat-öffentlichen Unternehmens-
gruppen vgl. überblicksartig Trümner 1998 und ausführlicher Plander 1998 sowie Kapitel 2 
dieses Beitrages. 
16 Die Absicht von Personalvertretung und Arbeitgeberseite, den bestehenden mitbestimmungs-
rechtlichen Rahmen möglichst nicht anzutasten, beschreiben ein Mitglied der Konzern-
arbeitnehmervertretung (1) und ein Mitarbeiter der Verwaltungsleitung (2) wie folgt: 
 (1) „Letztlich können sie die rechtlichen Regelungen nicht außer Kraft setzen. Das geht nicht. 
Andere, z.B. Bielefeld, haben da erhebliche Probleme: Da schreit der kommunale Arbeitge-
berverband, weil die versuchen, die Konzernarbeitnehmervertretung mit weitergehenden 
Rechten auszustatten. Wir haben einen sehr pragmatischen Ansatz gewählt, indem wir nichts 
getan haben, was die Rechte von Personal- und Betriebsräten beschränkt. Worum es hier geht, 
ist eher eine faktisch-moralische Bindung, deren Pragmatismus sich erst noch finden muß. 
Rechtliche Auswirkungen hat es keine.“ 
 (2) „Es war nie beabsichtigt, in die Mitbestimmungsregelungen oder die Hoheit der geschäfts-
führenden Organe der Betriebe einzugreifen. Daher wurde nur ein beratender Charakter und 
das Initiativrecht vereinbart.“ 
17 Der komplette Wortlaut der Vereinbarung ist im „Wuppertal-Spezial“ der Zeitschrift „Die 
Mitbestimmung“ (Heft 1+2/1998: 68f.) abgedruckt. 
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zesse und die Einführung eines umfassenden Berichtswesens sind die herausragenden 
Ergebnisse dieser Entwicklung.18 
Der Modernisierungsprozeß wurde vom Personalrat aktiv begleitet und von Be-
ginn an unterstützt. Eine im Februar 1994 abgeschlossene Dienstvereinbarung sichert 
der Arbeitnehmervertretung erweiterte Teilnahmerechte19 und den Beschäftigten ei-
nen bis Ende 1998 anhaltenden Schutz vor betriebsbedingten Kündigungen. Im Ver-
lauf des Prozesses nahm die Personalvertretung jedoch – zumindest aus Sicht der 
Verwaltungsleitung – eine zunehmend skeptischere Haltung ein. Bogumil/Kißler 
(1998: 59) beschreiben diese Entwicklung als „freiwilligen Rückzug des Personalrats 
aus einer vorher eher kooperativen Akteursbeziehung“, wodurch der Personalrat eine 
größere Distanz zum Modernisierungsprojekt herstellte und für sich gewisse Hand-
lungsentlastungen erzielte. 
Parallel zur Neustrukturierung der Stadtverwaltung wurden zahlreiche Bereiche 
in unterschiedliche Rechtsformen ausgegliedert. Nach Einschätzung des ehemaligen 
Oberstadtdirektors hat der „Konzern Stadt auf diese Weise in kurzer Zeit eine sehr 
starke Ausweitung erfahren“ (Cornelius 1996: 12). Zum „Konzern Stadt Wuppertal“ 
gehörten zum Zeitpunkt der Unterzeichnung der Vereinbarung über die Konzern-
arbeitnehmervertretung insgesamt 11 Unternehmen, die wie die schon in den siebzi-
ger Jahren ausgegliederten Stadtwerke zum Teil wieder Tochterunternehmen haben. 
Folgende Unternehmen bilden den Konzern: Wuppertaler Stadtwerke AG, VSG Ver-
kehrs-Service GmbH, Abfallwirtschaftsgesellschaft mbH Wuppertal, Wuppertal 
GmbH – Gesellschaft für Wirtschafts- und Beschäftigungsförderung, Technologie-
zentrum Wuppertal W-tech GmbH, Theaterbetriebsgesellschaft Wuppertal-
Gelsenkirchen mbH, Stadthalle Wuppertal Betriebs- und Veranstaltungsgesellschaft 
mbH, Klinikum Wuppertal GmbH, Hotel AG Wuppertal, Gemeinnützige Wohnungs-
baugesellschaft mbH Wuppertal und schließlich die GWG Stadt- und Projektentwick-
lungsgesellschaft mbH. Die Personal- oder Betriebsräte dieser Betriebe entsenden – 
sobald sie das Kriterium von mindestens 100 Beschäftigten erfüllen20 – nach der An-
zahl der Beschäftigten Vertreter in die Konzernarbeitnehmervertretung. 
 Konzernarbeitnehmervertretung – Interessenlagen 
Im Ergebnis weist der Konzern Stadt Wuppertal damit eine sehr differenzierte 
Struktur auf. Dies unterscheidet ihn aber nicht von den Strukturen vergleichbarer 
Städte. Auch wenn die Verwaltungsmodernisierung in Wuppertal als „eher radikal“ 
                                                          
18 Hier ist es nicht möglich, die Wuppertaler Verwaltungsmodernisierung ausführlich darzustel-
len und zu bewerten. Vgl. hierzu Cornelius 1996; Kißler u.a. 1997: 175ff. und die dortigen Li-
teraturverweise. Erwähnenswert ist, daß die Stadt im Jahre 1996 Preisträger des 3. Speyerer 
Qualitätswettbewerbs der Hochschule für Verwaltungswissenschaften war. 
19 So war der Personalrat von Beginn an in die Modellkommission, in der die neue Struktur der 
Stadtverwaltung entwickelt wurde, beteiligt und nahm zudem an einem monatlichen Mana-
gementplenunm teil. 
20 Kleinere Betriebe entsenden dann Vertreter, „wenn Themen behandelt werden, die sie betref-
fen“ (§ 3 der Vereinbarung). 
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(Bogumil/Kißler 1998: 55) bezeichnet werden kann, weist auch sie in bezug auf den 
Umfang und die Art der Ausgliederungen Parallelen zu anderen Städten auf. Die 
Gründe für den Abschluß der Vereinbarung zur Einrichtung der Konzernarbeitneh-
mervertretung sind daher in anderen Konstellationen zu finden. In unseren Leitfaden-
interviews kristallisierten sich folgende Gründe bzw. Interessenlagen, die zum 
Abschluß der Vereinbarung führten, heraus: 
1. Die Personal- und Betriebsratsgremien im Konzern mußten erkennen, daß die 
ihnen zur Verfügung stehenden Mitbestimmungsrechte für die dauerhafte Absi-
cherung der Arbeitnehmerrechte und eine zukunftsfähige Interessenvertretung 
nicht ausreichen. 
2. Die politisch-administrative Spitze, insbesondere der seit 1996 im Amt befindli-
che Oberbürgermeister, ist bestrebt, Organisationsreformen unter Beteiligung 
und mit Unterstützung der Beschäftigten und ihrer Vertreter umzusetzen. 
Gleichzeitig hat die Arbeitgeberseite das Interesse, Umgestaltungsmaßnahmen 
zügig und konfliktfrei durchzuführen. 
3. Der Konzerngedanke wurde von Arbeitgeber- wie Arbeitnehmerseite stärker in 
den Mittelpunkt der innerbetrieblichen Auseinandersetzung eingebracht und 
beiderseits verinnerlicht. 
4. Die örtlichen Vertreter der Gewerkschaft ÖTV haben als Mediatoren auf Arbeit-
nehmerseite fungiert und wesentlich dazu beigetragen, Interessensgegensätze 
auszugleichen. 
zu 1: Die gesetzlichen Mitbestimmungsregelungen ermöglichen den Arbeitneh-
mervertretungen der einzelnen Konzerneinheiten bei Organisationsveränderungen nur 
begrenzte Mitsprachemöglichkeiten. Diese beschränken sich nach dem gültigen Lan-
despersonalvertretungsgesetz (LPVG-NW) auf die Einflußnahme bei der sozialver-
träglichen Beschäftigtenüberleitung.21 Bei organisationspolitischen Grundsatzent-
scheidungen („welche Einheiten werden ausgegliedert?“, „für welche Einheit wird 
welche Rechtsform gewählt?“) haben die Personalvertretungen jedoch keine gesi-
cherten Mitspracherechte. 
Ein Mitglied des Gesamtpersonalrats der Stadtverwaltung (GPR), der auch der 
Konzernarbeitnehmervertretung angehört, beschreibt die Handlungsoptionen der Inte-
ressenvertretung wie folgt:  
„Die formelle Mitbestimmung führt bei Ausgliederungen zu Alibiveranstaltungen und Ge-
gengutachten usw., weil wir die Ängste der Beschäftigten aufnehmen müssen. Wir schüren damit 
die Unruhe und Ängste sogar noch, aber uns bleibt bei der normalen Konstellation nichts anderes 
übrig. (...) man ist hier immer mit der Sinnfrage konfrontiert – man kann da nichts gegen die politi-
schen Entscheidungen machen (...) Wenn man mehr will, ist ein politisches Agieren der Personal- 
und Betriebsräte notwendig, auch wenn das eigentlich keine Aufgabe der Interessenvertretung ist.“  
                                                          
21  In Überleitungsverträgen konnte der Gesamtpersonalrat der Stadtverwaltung - nach eigener 
Einschätzung - „gute Standards“ vereinbaren. So wurden z.B. weitgehende Rechte nach dem 
LPVG, die im BetrVG nicht enthalten sind, auf einzelne privatwirtschaftlich geführte Betrie-
be des Konzerns übertragen. 
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Für die Arbeitnehmerseite war es daher wichtig, die allgemeinen Themen von 
der einzelbetrieblichen Ebene auf die Konzernebene und in den politischen Raum zu 
bringen: Wie ein GPR-Mitglied in einem Interview ausführt:  
„... geht es hier für die Arbeitnehmervertretung auf der Konzernebene um eine politische Po-
sitionierung.“  
zu 2: Die Arbeitgeberseite hat in Wuppertal schon von Beginn der Verwal-
tungsmodernisierung auf die Einbeziehung der Beschäftigteninteressen und auf die 
Motivation der Arbeitnehmer gesetzt. Auch wenn gerade in der Umsetzungsphase ei-
ne Reihe von Problemen aufgetreten sind22, sind die Erfahrungen mit dem partizipati-
ven Modernisierungsansatz in Wuppertal durchaus positiv. 
Der Oberbürgermeister der Stadt bringt seine positive Einstellung gegenüber 
Beschäftigtenbeteiligung in einem Interview mit der Zeitschrift „Die Mitbestim-
mung“ wie folgt zum Ausdruck: 
„Viele betrachten Mitbestimmung immer noch als lästige Pflichtübung (...). Wer weiterdenkt, 
erkennt, daß rechtzeitiger Austausch von Problemen viele Konflikte im Vorfeld lösen kann und gu-
te Partner auf der Arbeitnehmerseite auch die eigene Arbeit erleichtern. In der Mitbestimmung lie-
gen Wege, Entscheidungsprozesse effektiver zu machen“ (Die Mitbestimmung, 1+2/1998: 66). 
Er weist damit aber zugleich auf den Nutzen von Mitbestimmung und koopera-
tiver Partnerschaft für die Seite der Arbeitgeber hin: die Verkürzung konfliktbehafte-
ter Prozesse. 
zu 3: Der Konzerngedanke, der auch als das Wissen um die strukturelle Verän-
derung des kommunalen Sektors begriffen werden kann, wurde von Arbeitgeber- wie 
Arbeitnehmerseite im Verlauf des Dezentralisierungsprozesses zunehmend verinner-
licht. Für die Akteure bedeutet dies zunächst, daß überbetriebliche Zusammenhänge 
entdeckt und hergestellt werden, die bislang vernachlässigt oder aufgrund anderer 
Arbeitsschwerpunkte nicht aktiv bearbeitet wurden. Diese – durchaus unterschiedlich 
motivierte – Interessenskonvergenz ist eine wesentliche Voraussetzung für das Zu-
standekommen der Vereinbarung. 
Für die Beschäftigtenvertretungen in den unterschiedlichen kommunalen Betrie-
ben war neben der fehlenden politischen Einflußmöglichkeit bei Organisationsverän-
derungen die Sorge um den Erhalt der Arbeitsplätze im öffentlichen Sektor im wei-
testen Sinne und deren tarifvertragliche Bindung Anlaß zur Suche nach neuen be-
triebsübergreifenden Kooperations- und Koordinationsformen. Ein Mitglied der Kon-
zernarbeitnehmervertretung drückt dies wie folgt aus: 
„Wir gehen so weit zu sagen, es muß als Arbeitnehmer egal sein, wo man in diesem Konzern 
arbeitet. Aber für uns ist es wichtig, daß in diesem Konzern Tarifverträge gelten und daß öffentlich-
rechtliche Mehrheiten bestehen.“ 
                                                          
22  Der ehemalige Oberstadtdirektor Cornelius nennt z.B. „Probleme von Führungskräften in dem 
Rollenwechsel“ und einen „Motivationsverlust“ auf Mitarbeiterseite (Cornelius 1996, 18). 
Bogumil und Kißler (1998: 56ff.) nennen in einer vergleichenden Studie zur Beschäftigtenbe-
teiligung in Hagen, Saarbrücken und Wuppertal als wesentliche Problemfelder: Motivation, 
Arbeitsverdichtung und Implementationsprobleme.  
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Für die politischen und administrativen Entscheidungsträger in Rat und Stadt-
verwaltung stand der „Konzern Stadt“ zunächst nicht auf der Tagesordnung. Ein ent-
sprechender Beschluß des Rates setzte dieses Thema nicht auf die vordringliche Re-
formpalette. Erst im Laufe der Umgestaltungsprozesse rückte er immer stärker in den 
Mittelpunkt. Der Rat erkannte, daß eine politische Steuerung der städtischen Beteili-
gungen notwendig ist23 und daß neben der eigentlichen Stadtverwaltung auch die 
städtischen Betriebe Beiträge zur Haushaltskonsolidierung zu erbringen haben. Nach 
den Worten eines leitenden Verwaltungsbeamten soll die Umsetzung des Konzernge-
dankens auch ein vermeintliches Mißverhältnis von Verwaltung und Betrieben behe-
ben: „Die Stadtverwaltung fühlte sich gegenüber den Töchtern der Stadt nicht gleich-
berechtigt.“ Sichtbarer Ausdruck der gestiegenen Bedeutung des Konzernthemas für 
die politische Ebene ist die Institutionalisierung eines Konzernausschußes, der die 
Aktivitäten der Stadt stärker als bisher koordinieren und so das Eigenleben der ein-
zelnen Gesellschaften stärker strukturieren soll.24 
zu 4: Als letzter Faktor ist an dieser Stelle die Rolle der ÖTV zu behandeln. Die 
örtlichen Gewerkschaftsvertreter hatten als Moderatoren eine gewichtige Bedeutung 
für den Abschluß der Vereinbarung. Schon sehr früh – seit Beginn der neunziger Jah-
re – hat die Gewerkschaft aktiv dazu beigetragen, Betriebsegoismen und Interessens-
gegensätze auf Seiten der Personalvertretungen abzubauen. In einem Arbeitskreis von 
Gewerkschaftlern aus den unterschiedlichen kommunalen Betrieben wurde der Kon-
zerngedanke deutlich befördert (vgl. Bell 1998). 
Im Verhandlungsprozeß mit der Arbeitgeberseite wurde die ÖTV von den Be-
triebs- und Personalräten mit Verhandlungsvollmachten ausgestattet, hatte aber, wie 
ein GPR-Mitglied betont, nur ein „gebundenes Mandat“. 
Insgesamt verlief der Verhandlungsprozeß nach Auskunft der Beteiligten sehr 
konstruktiv, weitestgehend harmonisch und konfliktfrei. Da beide Parteien am erfolg-
reichen Abschluß der Vereinbarung interessiert waren und diese zudem keine mate-
rielle Ausweitung der Mitbestimmungstatbestände oder -prozesse beinhaltet, kann 
dies auch nicht weiter verwundern. Lediglich die Beteiligung im Konzernausschuß 
der Stadt wurde – wie ein Beschäftigtenvertreter hervorhebt – nicht im Interesse der 
Arbeitnehmer geregelt: Im Bedarfsfall können die Beschäftigtenvertreter von den Sit-
zungen ausgeschlossen werden. Lediglich von externer Seite wurde – wie ein Vertre-
ter der Arbeitgeberseite erläutert – „erheblicher Wirbel“ veranstaltet: Das Landesin-
nenministerium hatte die Befürchtung, daß die Mitbestimmungsrechte des LPVG und 
des BetrVG durch die Vereinbarung erheblich ausgeweitet werden. 
 Neustrukturierung der Arbeitsbeziehungen in Wuppertal? 
                                                          
23  Zur Steuerungsproblematik im kommunalen Sektor allgemein vgl. Gerstlberger/Kneissler 
1998; Hill 1998. 
24  Das Konzernsteuerungsgremium setzt sich aus den Geschäftsführern der Betriebe sowie Ver-
tretern von Stadtverwaltung und Rat zusammen. Die Konzernarbeitnehmervertretung kann bis 
zu drei Vertreter entsenden. 
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Es ist zu früh, ein halbes Jahr nach Abschluß der Vereinbarung und auf der Ba-
sis weniger Interviews, ein Fazit zu strukturellen Veränderungen in den Arbeitsbezie-
hungen zu ziehen. Die Praxis wird erst die Wirkung der Vereinbarung zeigen, das be-
tonten alle unsere Gesprächspartner. Sichtbares Resultat dieser Unsicherheit bezüg-
lich der weiteren Entwicklung der Arbeitsbeziehungen im Konzern Stadt Wuppertal 
sind die Regelungen zur Gültigkeitsdauer der Vereinbarung. Die Vertragsparteien ha-
ben nicht – wie allgemein üblich – vereinbart, daß die Laufzeit sich automatisch ver-
längert, wenn sie nicht aufgekündigt wird, sondern beschlossen, daß eine Anschluß-
vereinbarung „unter Berücksichtigung der dann maßgeblichen Verhältnisse und 
rechtlichen Bestimmungen“ neu ausgehandelt werden muß (§ 7 Abs. 1).  
Besonders offen ist bislang die Frage, wie tragfähig sich die Vereinbarung in 
Konfliktsituationen erweisen wird. So ist zum einen fraglich, ob sich die Verbeinba-
rung bei grundsätzlichen Meinungsverschiedenheiten zwischen Arbeitgeber- und Ar-
beitnehmerseite über die gänzliche Privatisierung einzelner Dienstleistungsbereiche 
bewährt. Zum anderen aber auch noch nicht erkennbar, ob die Koalition der Beschäf-
tigtenvertretungen dauerhaft hält, oder ob Konflikte zu Abweichungen einzelner Be-
triebs- oder Personalräte führen und so der Zielsetzung der Vereinbarung zuwiderlau-
fen. 
Hier zeigt sich ein Knackpunkt der Vereinbarung: Da die Konzernarbeitnehmer-
vertretung nicht in die Rechte der Personal- und Betriebsräte eingreifen kann, entsteht 
nur eine mittelbare Bindung auf Arbeitnehmerseite. Für das politische Gewicht der 
Konzernarbeitnehmervertretung ist aber ein einheitliches Auftreten unabdingbar. Ein 
Mitglied dieses Gremiums drückt diese Zwickmühle wie folgt aus: 
„Der Arbeitgeber hat kein Interesse, mit der Arbeitnehmerseite auf Konzernebene zu verhan-
deln, wenn auf Betriebsebene eine andere Interessenvertretungspolitik betrieben wird. (...) Ich weiß 
nicht, ob wir auf Dauer die Einheitlichkeit bei der Arbeitnehmerschaft durchhalten – das ist eine 
gewerkschaftspolitische Anforderung, die wir an uns gestellt haben. Bisher sind die Ergebnisse po-
sitiv.“ 
Einige tendenzielle Veränderungen der Arbeitsbeziehungen im Konzern Stadt 
Wuppertal sind schon jetzt erkennbar: 
 Die Konzernarbeitnehmervertretung ist – wie auch der Oberbürgermeister im In-
terview mit der Zeitschrift „Die Mitbestimmung“ bestätigt – ein Machtfaktor. 
Die Interessenvertretung ist durch den Abschluß der Vereinbarung aufgewertet 
und wird in den Prozeß der politischen Willensbildung auf Konzernebene besser 
eingebunden. 
 Gegenüber den Beschäftigten kann die Interessenvertretung eine frühzeitigere, 
offenere Informationspolitik betreiben. Wie ein Arbeitnehmervertreter ausführt, 
war die alte Praxis eher von Gerüchten geprägt, was das Verhältnis zwischen 
den Beschäftigten und der Interessensvertretung stark beeinflußte. 
 Innerhalb der Personalvertretungen ist es zu einem neuen Miteinander gekom-
men. Betriebsegoismen konnten weitgehend abgebaut werden. Die Vertreter der 
kleineren Betriebe konnten bei Konflikten zwischen den Personal- und Betriebs-
räten der größeren Einheiten moderierend wirken. 
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 Die Akzeptanz bzw. Verinnerlichung des Konzerngedankens auf seiten der Be-
schäftigten ist bislang noch nicht gelungen. In diesem Feld hat gerade die Inter-
essensvertretung aus eigener Einschätzung noch viel Vermittlungsarbeit zu er-
bringen („Wir sind da erst bei 0,1%“). 
 Die Vereinbarung ist schließlich auch als Ausdruck der Erkenntnis zu interpre-
tieren, daß beide Seiten erkannt haben, wie wichtig die rationale Gestaltung von 
Reformprozessen ist.  
Die Frage, inwieweit die Beschäftigtenvertretung im Konzern Stadt Wuppertal 
die Rolle eines Co-Managers wahrnimmt, läßt sich derzeit nicht beantworten. Festzu-
stellen ist, daß es Tendenzen in diese Richtung gibt und die Verwaltungsleitung die 
Personalvertretung auch in dieser Funktion akzeptiert bzw. gar eine entsprechende 
Entwicklung forciert. So führt der Oberbürgermeister in dem schon angeführten In-
terview mit der Zeitschrift „Die Mitbestimmung“ aus, daß: 
„... wir gegenwärtig in einer Phase (sind), in der die Mitbestimmung in immer stärkerem Ma-
ße auch die Funktion von Komanagement hat. Personal- und Betriebsräte machen sich oft die meis-
ten Gedanken um die Zukunft und die Überlebensfähigkeit des Unternehmens.“ (s.o.) 
Die Personalvertretungen selbst zeigen sich zu diesem Thema jedoch noch skep-
tisch und agieren – eventuell auch mit Blick auf die Erfahrungen im Prozeß der Ver-
waltungsmodernisierung – eher zurückhaltend:25 
„So weit sind wir noch nicht. Das Vertrauen, das Basis dieser Vereinbarung ist, muß sich erst 
einmal bestätigen. Nach einer gewissen Zeit können Arbeitnehmervertreter auch eigene Initiativen 
zur Effektivierung des Konzern Stadt liefern.“ 
4. Konzern Stadt und Arbeitsbeziehungen – Hypothesen 
Bereits die hier dargestellte Problemkonstellation zum Thema „Konzern Stadt 
und Arbeitsbeziehungen“ wie auch die Feldstudie zur Wuppertaler Entwicklung er-
härten die Annahme, daß die Arbeitsbeziehungen in konzernartig organisierten Städ-
ten erhebliche Veränderungen erfahren werden. Perspektivisch und hypothesenartig 
lassen sich folgende Entwicklungen benennen: 
(1) Immer stärker wird sich gerade auf Seiten der Arbeitgeber im kommunalen 
Sektor die Erkenntnis durchsetzen, daß Modernisierungsmaßnahmen, die auf die Ef-
fektivierung und Steigerung der Effizienz von Organisation und Arbeitsabläufen ab-
zielen, ohne eine gezielte Beteiligung der Arbeitnehmer nicht realisierbar sind. Dabei 
sind Motivation und Engagement der Beschäftigten, also die Mitbestimmung in der 
ersten Person, genauso wichtig wie die Einbeziehung der organisierten Interessenver-
tretung. Die Verwaltungsmodernisierung und die Entwicklungen zum „Konzern 
Stadt“ sind zwei unterschiedliche, sich ergänzende Modernisierungsvarianten, die ei-
nen Bedeutungszuwachs der Partizipation von Beschäftigten und ihrer Interessenver-
tretungen zur Folge haben werden. Dabei spielt es keine Rolle, ob die kommunalen 
                                                          
25 Hier sei nur am Rande erwähnt, daß es für Arbeitnehmervertretungen gute Gründe dafür gibt, 
sich nicht quasi Hals-über-Kopf in die Rolle eines Co-Managers zu begeben (vgl. Kotthoff 
1998). 
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Betriebe öffentlich-rechtlich oder privatwirtschaftlich organisiert sind. Aus Sicht der 
Arbeitgeber bedeutet dies eine Aufwertung des Faktors Arbeit und eine bessere Aus-
schöpfung der betriebsinternen Arbeits- und Wissensressourcen. 
(2) Privatisierungen kommunaler Aufgaben und Ausgliederungen bzw. Rechts-
formänderungen kommunaler Unternehmen bringen für die kollektiven Interessen-
vertretungen auf betrieblicher Ebene Herausforderungen mit sich, die mit dem her-
kömmlichen mitbestimmungsrechtlichen Instrumentatium – sei es nun im jeweiligen 
LPVG oder im BetrVG geregelt – nicht zu bewältigen sind. Betriebliche Interessen-
vertretungen geraten – wie bereits beschrieben – in ein Strategie- und Handlungsdi-
lemma für das keine eingeübten Politikmuster zur Verfügung stehen: 
Orientiert sich die Beschäftigtenvertretung an den traditionellen Aufgabengebie-
ten und Handlungsformen, wird die Chance verspielt, als eigenständiger Akteur im 
Umgestaltungsprozeß beteiligt zu sein. Nimmt sie aktiv und gestaltend an diesem 
Prozeß teil, muß sie in manchen Bereichen divergierende Ziele miteinander verbin-
den. Sie muß zum einen die Rolle eines Modernisierungsvermittlers zwischen Beleg-
schaft und administrativer bzw. politischer Leitung einnehmen, und ist zum anderen 
aufgefordert, die Prozesse der Ausgliederung oder Änderung der Rechtsform kom-
munaler Unternehmen zu unterstützen, um so die Wirtschaftlichkeit und Konkurrenz-
fähigkeit zu fördern, wenn sie nicht das Risiko weiteren Arbeitsplatzabbaus im öf-
fentlichen Sektor eingehen will. Schließlich muß die Arbeitnehmervertretung am 
Ausgleich zwischen Modernisierung und materieller Absicherung seiner Klientel in-
teressiert sein und versuchen, die Belegschaften in den „neuen“ und „alten“ Betrieben 
möglichst gut abzusichern. 
Für die Arbeitsbeziehungen im Konzern Stadt kann dies vielfältige Folgen ha-
ben: So können Personalvertretungen je nach Einzelfall und nach der Art des Re-
formvorhabens einmal als Modernisierungspromoter und einmal als Reformbremser 
agieren. Bei zunehmender organisatorischer Differenzierung können betriebsspezifi-
sche Interessen in der Vertretungspolitik der Personal- und Betriebsräte eine stärkere 
Rolle spielen; die Einheitlichkeit der Interessenvertretung ist damit in Gefahr. Für die 
Arbeitgeberseite bedeutet dies, daß die Arbeitnehmervertreter potentiell unberechen-
barer werden. Das stabile Beziehungsgeflecht zwischen Verwaltungsleitung und Per-
sonalvertretung, das bislang die kommunale Praxis prägt, gerät vor diesem Hinter-
grund ins Wanken. 
Ob sich aus dem beschriebenen Handlungs- und Strategiedilemma der organi-
sierten Interessenvertretung stärker konfliktbehaftete Beziehungsstrukturen in den 
Kommunen entwickeln und ob die Interessenvertretungen – zugunsten einer stärkeren 
direkten Partizipation der Beschäftigten (s. hierzu auch These 1) – an Einfluß verlie-
ren, ist bislang offen. Welche neuen Kompromißlinien und Beziehungsstrukturen sich 
zwischen Arbeitgeber- und Arbeitnehmerseite herausbilden, wird nach unserem Da-
fürhalten wesentlich davon beeinflußt, wie konsequent und in welcher Tragweite die 
jeweilige Politik- und Verwaltungsspitze den Ausgliederungs- und Privatisie-
rungsprozeß betreibt.  
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(3) In Kommunen, die eine kooperative Beziehung zwischen Arbeitgeber- und 
Arbeitnehmerseite anstreben und in denen die politische und administrative Spitze 
wie auch die Personalvertretung an einer konfliktfreien Zusammenarbeit interessiert 
sind, ist über kurz oder lang mit der Etablierung neuer betriebsübergreifender Interes-
senvertretungen zu rechnen. Offen ist, ob diese Gremien informell verfaßt sind oder – 
wie im Fall Wuppertal – in Vereinbarungen mit der Konzernspitze oder einzelnen 
Konzerneinheiten verankert werden. Die materielle Ausgestaltung solcher Vereinba-
rungen wird zunächst keine wesentlichen Ausweitungen der bestehenden rechtlichen 
Regelungen mit sich bringen.  
Die Arbeitnehmerseite wird damit eine exponiertere politische Machtposition 
gegenüber der politischen Spitze der Stadt und der Leitung der kleiner werdenden 
Kommunalverwaltung einnehmen. Inwieweit sie Einfluß auch auf die Entscheidun-
gen unabhängiger Leitungen der kommunalen Betriebe ausüben kann, ist fraglich und 
hängt nicht zuletzt auch von der Einflußnahme der Konzernspitze auf diese ab. 
Für die Arbeitnehmerseite ist ein einheitliches Auftreten auf zentraler und de-
zentraler Ebene von enormer Bedeutung. Konflikte zwischen den einzelbetrieblichen 
Interessenvertretungen, Betriebsegoismen oder die im öffentlichen Sektor nach wie 
vor anzutreffenden Statusgruppendifferenzierung können die Einflußpotentiale der 
Arbeitnehmerseite deutlich verringern. 
Auf Arbeitgeberseite wird sich – so ist zu vermuten – ebenfalls eine zentrale 
Konzernleitung ausbilden. Ursächlich ist hierfür die sonst kaum lösbare Steuerungs- 
und Kontrollproblematik. Die Arbeitnehmervertretung erhält damit einen zentralen 
Verhandlungspartner – oder Gegenpart, der seinerseits vereinheitlichend wirkt. Im 
Grunde würde sie stärker die „Einheit der Verwaltung“ reproduzieren als es die poli-
tischen Vertretungskörperschaften oder die Verwaltungsspitze bei divergierenden In-
teressen der Einzelbetriebe können. 
(4) De facto beteiligen sich die betrieblichen Interessenvertretungen im Rahmen 
der Modernisierungsprojekte als gestaltende Kraft. Sie praktizieren ein prozeßorien-
tiertes Co-Management. Anders bei der Ausgliederung und Rechtsformänderung von 
Teileinheiten: Ihre Mitbestimmungsmöglichkeiten sind hier sehr reduziert und be-
schränken sich im wesentlichen auf die Gestaltung von Überleitungsverträgen, in de-
nen die materiellen Besitzstände der Beschäftigten – zumindest für einen gewissen 
Zeitraum – gesichert werden. 
Die Beschäftigtenvertretungen haben aber gleichzeitig die Möglichkeit, entspre-
chende Vorhaben der Betriebs- oder Verwaltungsleitungen zeitlich zu blockieren 
(z.B. durch die Einforderung von Gutachten u.ä.). Die Arbeitgeberseite hat von daher 
– wie auch das Beispiel Wuppertal zeigt – ein vitales Interesse an einer konstruktiven 
Partnerschaft und einer zügigen Umsetzung ihrer Vorhaben. Im Ergebnis erfährt die 
Interessenvertretung daher auch durch die Umgestaltungsprozesse zum „Konzern 
Stadt“ eine funktionelle Aufwertung, die durch die Etablierung betriebsübergreifen-
der Vertretungsstrukturen sogar noch verstärkt wird. 
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(5) Die rechtlichen Mitbestimmungsregelungen der Landespersonalvertretungs-
gesetze und des BVerfG sind, wie nicht zuletzt auch die Feldskizze zu Wuppertal ge-
zeigt hat, für die gemischtwirtschaftliche Struktur des kommunalen Sektors nicht ge-
eignet. Es herrscht ein rechtliches Vakuum, daß es der lokalen Ebene schwer macht, 
konstruktive Lösungen für eine einheitliche und kooperative Mitbestimmungspolitik 
zu finden.  
Tarifvertragliche Regelungen oder Dienstvereinbarungen sind nur sehr begrenzt 
in der Lage, dieses Vakuum zu füllen. Die derzeitigen Gesetze und auch die aktuelle 
Rechtsprechung zur Mitbestimmung im öffentlichen Dienst bieten beiden Parteien – 
auch bei weitgehender Interessenskongruenz auf lokaler Ebene – nur sehr einge-
schränkte Möglichkeiten für eine rechtliche Absicherung betriebsübergreifender Mit-
bestimmungsformen. Gerade die Verbände der öffentlichen Arbeitgeber verfolgen die 
Entwicklungen auf lokaler Ebene sehr genau und achten darauf, daß die Mitbestim-
mungsmöglichkeiten keine Ausweitung erfahren (s. hierzu das Beispiel Bielefeld – 
FN 15). 
Über kurz oder lang wird der Gesetzgeber daher nach unserer Einschätzung an 
einer Reform der rechtlichen Rahmenregelungen nicht vorbei kommen. Konkret geht 
es darum, Regelungen zu finden, die speziell für die Situation in gemischtwirtschaft-
lichen Konzernen zugeschnitten sind. In diesem Feld kommt den Gewerkschaften des 
öffentlichen Sektors eine besondere Rolle als pressure group zu. 
Der Umbau des kommunalen Sektors ist im vollen Gange. Weder auf seiten der 
Arbeitnehmer noch auf seiten der Arbeitgeber bestehen derzeit klare Vorstellungen 
zur Gestaltung der Arbeitsbeziehungen in der Zukunft. Auch wenn die Interessenver-
tretungen, gerade auch die Personalräte der Verwaltungen, sich aktuell eher in der 
Defensive befinden und auf Organisationsveränderungen der politisch-
administrativen Spitzen reagieren, bietet die Entwicklung auch Chancen für die Ar-
beitnehmerseite. Hierzu ist es notwendig, sich nicht nur am überkommenen und – wie 
wir gezeigt haben – nicht mehr angemessenen Rahmen des Mitbestimmungsrechts zu 
orientieren. Derzeit geht es darum, individuelle, innovative Formen der Zusammen-
arbeit auf lokaler Ebene zu finden und die Rolle als Interessenvertretung auf betrieb-
licher und überbetrieblicher Ebene neu zu definieren. 
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